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I. Einleitung
· Die Reichsgründung 1871 stellt die bedeutendste Zäsur in der deutschen und bayerischen Geschichte des 19. Jahrhunderts dar.
· Die Gründung des Reiches war ein Ereignis, für das bereits einige Jahre vor 1871 die Voraussetzungen geschaffen worden sind: „Im Herbste des Jahres 1866 war das deutsche Reich gegründet.“ (Heinrich von Sybel)
· Das Thema hat sowohl eine außenpolitische als auch innenpolitische Dimension.
II. Bayern und der deutsch-deutsche Krieg von 1866
1. Die bayerische Außenpolitik im Vorfeld des Krieges von 1866
· Oberstes Ziel der bayerischen Außenpolitik vor dem deutsch-deutschen Krieg: Erhalt der 1806 gewonnenen Souveränität
· Vorstellungen/Ziele des 1864 zum leitenden Minister ernannten Freiherrn Ludwig von der Pfordten: Erhalt der bayerischen Souveränität durch 

· das Eintreten für die großdeutsche Lösung, 

· die Konsolidierung des preußisch-österreichischen Dualismus und 
· die Zusammenarbeit mit den Mittelstaaten zugunsten der Triasidee unter bayerische Führung

Ludwig von der Pfordten, der bereits unter König Max II. leitender Minister in Bayern gewesen war, hatte sich bereits in seiner ersten Amtszeit als leitender bayerischer Minister (1849-1859) durch die sog. „Triaspolitik“ (= Etablierung Bayerns als dritte führende deutsche Kraft unter den deutschen Mittelstaaten neben den Großmächten Preußen und Österreich) für den Erhalt der bayerischen Souveränität eingesetzt. In von der Pfordtens erster Amtszeit war die Triasidee vor allem am Widerstand der anderen süddeutschen Mittelstaaten (Württemberg, Baden, Hessen) gegen den bayerischen Führungsanspruch gescheitert.
· Nach Bismarcks Regierungsantritt 1862 wurden die preußischen Hegemonialbestrebungen immer offensichtlicher; Bismarck setzte sich verstärkt für die Lösung der deutschen Frage ein.
· Schleswig-Holstein-Konflikt 1864:
· Bayern und die restlichen Mittelstaaten vertraten die Ansicht, dass der Herzog von Augustenburg der rechtmäßige Erbe der Elbherzogtümer Schleswig und Holstein war (Grund: Erbrecht des Augustenburgers beruht auf einem Legitimitätsprinzip, auf dem auch die Existenz der deutschen Mittelstaaten beruht)
· Bayerns Verhalten im Schleswig-Holstein-Konflikt: Bayern versuchte die Interessen der Mittelstaaten erst durch eine Zusammenarbeit mit Österreich zu wahren, näherte sich aber, als klar wurde, dass Österreich die Souveränität Bayerns nicht sichern konnte, sukzessive Preußen an; trotz aller Versuche (von der Pfordten bot sich zum Beispiel als Vermittler zwischen Preußen und Österreich an) konnte Bayern aber keinerlei Einfluss nehmen, um seine Interessen durchzusetzen. 
· Preußen und Österreich schlossen entgegen der vorherrschenden Meinung im Deutschen Bund, der Augustenburger sei der rechtmäßige Erbe, die Gasteiner Konvention (14. August 1865), in der sich die Großmächte darauf einigten, Holstein unter österreichische, Schleswig unter preußische Verwaltung zu stellen.
→ Preußen und Österreich ignorierten die Meinung des Deutschen Bundes → dies zeigt, dass die Mittelstaaten selbst dann, wenn sie dasselbe Ziel verfolgten, zu schwache Machtgrundlagen hatten, um ihre Interessen durchzusetzen

(= die politische Strategie Bayerns, den preußisch-österreichischen Dualismus so aufrechtzuerhalten, dass sich für Bayern eine relativ starke Position im Mächtegeflecht ergab, ging nicht auf)
· Entwicklung des bayerischen Verhältnisses zu Österreich und Preußen nach dem Gasteiner Vertrag:
· Distanzierung von Österreich aus Enttäuschung darüber, dass es sich in der Gasteiner Konvention „aus Furcht Preußen in die Arme geworfen hat“

· Immer weitere Annäherung an Preußen als Gegenzug dafür, dass Preußen versprach, Bayern nicht annektieren zu wollen
2. Bayerns Rolle im deutsch-deutschen Krieg von 1866
· Bismarck steuerte bewusst auf eine militärische Auseinandersetzung zwischen Österreich und Preußen zu; als Vorwand diente die Schleswig-Holstein-Frage, in Wirklichkeit war es ihm hauptsächlich daran gelegen, die deutsche Frage endgültig im Sinne der kleindeutschen Lösung zu regeln.
· Am 9. Juni marschierten preußische Truppen nach Holstein ein.

· Bundesbeschluss zur Mobilisierung der Bundesarmee gegen Preußen am 14. Juni 1866 (da Preußen in Holstein einmarschiert war und so die Bundesakte verletzt hatte) → Preußen trat aus dem Deutschen Bund aus und eröffnete den Krieg
· Bayern hielt trotz einer zuvor intensivierten Zusammenarbeit mit Preußen am Deutschen Bund fest, da dieser als Garant für die bayerische Souveränität betrachtet wurde → Bayern trat im deutsch-deutschen Krieg an die Seite Österreichs
· Bayern wurde und wird in der Literatur manchmal der Vorwurf gemacht, es hätte indirekt zum Ausbruch des Krieges beigetragen, da es Österreich versichert hatte, „daß, wenn Österreich, auf dem Boden des Bundesrechts stehend, in Deutschland widerrechtlich angegriffen werden sollte, es auf Bayern rechnen könne“. Hätte Bayern dies nicht versprochen, hätte sich nach dieser Argumentation Österreich womöglich nicht auf einen Krieg eingelassen; der deutsch-deutsche Krieg wäre nicht zustande gekommen.
· Preußen siegte klar gegen Österreich (Schlacht von Königgrätz am 3. Juli 1866) aufgrund seiner organisatorischen und technischen Dominanz.

· 2. August 1866: preußisch-bayerischer Waffenstillstand von Nikolsburg
· 22. August 1866: preußisch-bayerischer Friede von Berlin
· 23. August 1866: Prager Friede zwischen Preußen und Österreich

Bei den Verhandlungen isolierte Bismarck die beteiligten Staaten voneinander: Er verhandelte mit Österreich, Bayern und den restlichen Mittelstaaten getrennt. So konnte er bei den Waffenstillstands- und Friedensgesprächen die preußische Übermacht in vollem Umfang ausspielen.

3. Direkte Konsequenzen des deutsch-deutschen Krieges
· Bayerisch-preußischer Friedensvertrag:

· zunächst sehr hohe Forderungen Bismarcks an Bayern (20 Millionen Taler Kriegskostenentschädigung und etwa ein Fünftel des gesamten bayerischen Staatsgebietes), dann erhebliche Reduzierung der preußischen Forderungen (30 Millionen Gulden Kriegskostenentschädigung und geringfügige Gebietsabtretungen)
· Schutz- und Trutzbündnis: Bayern verpflichtete sich, im Kriegsfall Preußen an die Seite zu treten. In diesem Fall ging dann der Oberbefehl über die bayerischen Truppen auf den preußischen König über (= erhebliche Einschränkung der bayerischen Handlungsfähigkeit)
· Auflösung des Deutschen Bundes (→ Österreich wird aus Deutschland endgültig hinausgedrängt)

· Errichtung des Norddeutschen Bundes
· Entlassung von der Pfordtens als leitender bayerischer Minister (Nachfolger: Fürst Chlodwig zu Hohenlohe-Schillingsfürst)

III. Die deutsche Politik Bayerns von 1866 bis 1870

1. Das Ministerium Hohenlohe

· Politische Vorstellungen des neuen leitenden Ministers Hohenlohe-Schillingsfürst: fortschrittliche, liberale, kleindeutsche und pro-preußische Gesinnung

Ziel: Herstellung einer kleindeutschen Lösung unter gleichzeitiger Wahrung der bayerischen Souveränität → in der politischen Praxis waren diese Ziele nicht vereinbar → Hohenlohes deutsche Politik wirkte oft widersprüchlich
· In Hohenlohes Amtszeit war eine deutliche Annäherung Bayerns an Preußen zu beobachten.
· So verständigte er sich mit den anderen deutschen Mittelstaaten zum Beispiel darauf, dass sie eine Wehrverfassung einführten, die nach preußischem Vorbild organisiert war.

· Hohenlohes Plan, ein Verfassungsbündnis zwischen den süddeutschen Mittelstaaten und dem Norddeutschen Bund herzustellen, scheiterte am Widerstand Bismarcks, einen solchen „weiteren Bund“ zuzulassen, am Widerstand der anderen Mittelstaaten als auch am Widerstand Frankreichs und Österreichs, die eine Ausweitung des preußischen Machtbereichs befürchteten.

· Auch das Vorhaben, einen Südbund zu errichten, konnte nicht durchgesetzt werden. Auch hier war wieder die Angst der Mittelstaaten, Bayern könnte eine Führungsrolle einnehmen, und der Widerstand Bismarcks ausschlaggebend.
2. Die Erneuerung des Zollvereins 1867

· Ein besonders wichtiger Schritt auf dem Weg zur Reichsgründung war die Erneuerung des Zollvereins 1867 (8. Juli 1867).

· Die Verhandlungen zur Erneuerung des Zollvereins waren notwendig geworden, da der Deutsche Bund und damit auch der bisherige Zollverein aufgelöst worden war und in den Friedensverträgen mit den süddeutschen Staaten festgesetzt war, dass Verhandlungen zur Erneuerung des Zollvereins eingeleitet werden müssen.
· Bismarcks Ziel war es, Bayern wirtschaftlich abhängig zu machen. Die wirtschaftliche Einigung sollte die Grundlage für eine spätere politische Einigung bilden.
· Bismarck beharrte auf seinen Plänen eines Zollvereins und ließ sich nicht auf die bayerischen Vorschläge ein (Hauptstreitpunkt: Zollparlament).
· Bayern hatte keine andere Wahl als sich auf den neuen Zollverein einzulassen, da sich die süddeutschen Mittelstaaten immer mehr von Bayern abgewandt hatten und Bismarck während der Verhandlungen drohte, Bayern den Zollverein aufzukündigen, falls es den preußischen Plänen nicht zustimmte. Hätte Bayern dem neuen Zollverein nicht zugestimmt, wäre es damit wirtschaftlich isoliert gewesen; ein Zustand, den es unter allen Umständen zu verhindern galt.
· Der neue Zollverein bestand aus einem Zollparlament und einem Zollbundesrat, womit die Organisation dem Norddeutschen Bund entsprach. Für den Zollverein wurden die Gremien des Norddeutschen Bundes um die süddeutschen Vertreter erweitert. Der Zollbundesrat bestand aus 58 Mitgliedern, von denen Preußen 17, Bayern 6, Württemberg 4, Baden 3 und Hessen 2 Mitglieder angehörten.
· In den bayerischen Kammern entbrannte ein heftiger Streit über die Ratifizierung der Zollvereinsverträge. 
In der Kammer der Abgeordneten:

· Patriotenpartei: Verträge dürfen nicht unterzeichnet werden, da dies einer „Mediatisierung“ Bayerns gleichkomme und die bayerische Souveränität durch die Unterzeichnung nicht erhalten werden könne; das Zollparlament sei die Vorstufe für den Eintritt Bayerns in den Norddeutschen Bund

· Fortschrittspartei: Verträge müssen ratifiziert werden, da die wirtschaftliche Lage Bayern kein andere Wahl lasse und das letzte Band zwischen den verschiedenen deutschen Staaten, der Zollverein, nicht durchtrennt werden dürfe; Einrichtung eines Zollparlaments sei legitim, da dadurch Entscheidungen effektiver getroffen werden könnten
→ Abstimmung in der Kammer der Abgeordneten: 117 zu 17 Stimmen für Ratifizierung der neuen Zollvereinsverträge

Auch in der Kammer der Reichsräte wurde die Diskussion kontrovers geführt, jedoch stimmte auch diese schließlich der Unterzeichnung der Verträge zu (knappe 2/3-Mehrheit).

· Der Anschluss des Südens an den Norddeutschen Bund auf wirtschaftlicher Ebene kann als Vorstufe für die Reichsgründung von 1871 gelten. Der Einfluss Preußens auf Bayern stiegt immer weiter.

3. Ministerwechsel im Jahre 1870

· In der bayerischen Öffentlichkeit breitete sich mehr und mehr eine nationale Stimmung aus.

· König Ludwig II. setzte selbst kaum politische Akzente. Während Hohenlohes Amtszeit zeigt er ein relativ reges politisches Engagement, in den turbulenten Jahren 1864 bis 1866 und ab 1870, in den Phasen also, in denen der König besonders gefordert gewesen wäre, zieht er sich aus der Politik zurück.

· Hohenlohe wurde im Februar 1870 als leitender Minister entlassen. Verantwortlich dafür war vor allem seine preußenfreundliche Politik, die ihm in der Kammer der Abgeordneten zahlreiche Gegner und schließlich ein Misstrauensvotum gegen ihn einbrachte, das ihn zwang, beim König seinen Rücktritt einzureichen.

Hohenlohes Nachfolger: Graf Otto von Bray-Steinburg

· Politische Linie Bray-Steinburgs: Fortführung der deutschen Politik Hohenlohes → Erhalt der bayerischen Souveränität als auch konstruktive Zusammenarbeit mit Bismarck

Bray-Steinburgs „Motto“: „Wir wollen Deutsche, aber auch Bayern sein.“

III. Der deutsch-französische Krieg

1. Hintergründe zum Ausbruch des deutsch-französischen Krieges
· Ab Frühjahr 1870 verschärfte sich der Streit zwischen Preußen und Frankreich.

Grund: Kandidatur des Hohenzollern Prinz Leopold auf die spanische Krone

Nachdem in Spanien die Königin abgesetzt worden war, suchte man in Europa nach einem Nachfolger. Preußen forcierte die Kandidatur des Prinzen Leopold von Hohenzollern, Frankreich zeigte sich darüber jedoch empört.

 → Der preußische König Wilhelm I. zog die Kandidatur des Hohenzollern zurück. Frankreich gab sich mit diesem diplomatischen Sieg jedoch nicht zufrieden, sondern verlangte von Wilhelm I. zusätzlich eine Entschuldigung und das Versprechen, nie wieder einer Thronkandidatur eines Hohenzollern in Spanien zuzustimmen.
→ Bismarck kürzte einen Bericht über das Gespräch zwischen Wilhelm I. und dem französischen Botschafter so, dass Frankreich als Aggressor dargestellt wurde („Emser Depesche“)
→ Frankreich fühlte sich provoziert und erklärte 19. Juli 1870 den Krieg an Preußen

· Bismarck wollte unbedingt einen Krieg gegen Frankreich führen, da er sich von einer gemeinsamen militärischen Zusammenarbeit des Norddeutschen Bundes und der süddeutschen Mittelstaaten das Aufflammen einer nationalen Stimmung in Bayern, Württemberg, Baden und Hessen erhoffte, die die Reichseinigung möglich machen sollte.
2. Bayerns Verhalten in der preußisch-französischen Auseinandersetzung

· Ludwig II., die bayerische Regierung als auch die Mehrheit des bayerischen Volkes lehnten den Krieg grundsätzlich ab und sahen den Konflikt nicht als bayerische Angelegenheit. 

· Ludwig II. unternahm jedoch kaum etwas, um den Frieden zu erhalten.

· Bray-Steinburg bemühte sich zusammen mit England, zwischen Preußen und Frankreich zu vermitteln.
Bayerns Versuche, den Krieg zu verhindern, waren von vornherein zum Scheitern verurteilt. Als Bray seine Vermittlungsversuche in Angriff nahm, war ein Krieg zwischen Preußen und Frankreich nicht mehr zu vermeiden, da Bismarck eine militärische Auseinandersetzung bewusst forcierte und sich Frankreich zu weit aus dem Fenster gelehnt hatte, um sich auf eine friedliche Lösung einlassen zu können.

→ Wieder einmal zeigte sich, dass Bayern nicht in der Lage war, seine Interessen gegen Preußen durchzusetzen.

· Als Bismarck am 14. Juli in Bayern anfragen ließ, ob Bayern im Kriegsfalle den Bündnisfall (nach dem Schutz- und Trutzbündnis) als gegeben erachten werde, machte er gleichzeitig deutlich, dass „Zögerung oder Zweifel am casus foederis von uns dem Bruch des Bündnisses gleich geachtet wird“.

· Daraufhin erklärt der bayerische Kriegsminister von Pranckh – ohne mit dem König Rücksprache gehalten zu haben – am selben Tag noch gegenüber Preußen, dass Bayern seine beiden bayerischen Armeekorps für den Krieg rüsten werde.

· Auch Bray-Steinburg war sich darüber bewusst, dass es für Bayern keine andere Möglichkeit gibt, als an der Seite Preußens in den Krieg einzutreten: 
 „Gehen wir mit Preußen und gewinnt dieses den Krieg, so ist Preußen gezwungen, den Bestand Bayerns zu achten. Unterliegt Preußen, so verlieren wir vielleicht die Pfalz; aber mehr kann uns nicht geschehen; denn Frankreich muß die Selbständigkeit der deutschen Einzelstaaten immer begünstigen. Das gleiche tritt ein, wenn wir neutral geblieben sind und Frankreich siegt. Siegt aber Preußen, obwohl wir es gegen den Vertrag im Stich gelassen haben, dann erwartet uns das Schicksal Hannovers. Es wäre finis Bavariae.“
· Am 16. Juli unterzeichnete Ludwig II. den Mobilisierungsbefehl und erkannte den Bündnisfall an.

· 19. Juli: Diskussion um die Bewilligung der Kriegskredite in der bayerischen Kammer der Abgeordneten
· Patriotenpartei (v.a. Jörg): Kriegskredite dürfen nur genehmigt werden, wenn sie der „Aufrechterhaltung einer bewaffneten Neutralität“ dienen; der Bündnisfall sei nicht gegeben, da Preußen den Krieg verhindern hätte können und es sich nicht um eine „deutsche Sache“, sondern lediglich um eine Angelegenheit zwischen Frankreich und Preußen handle

· Fortschrittspartei: neutrale Stellung Bayerns sei abzulehnen; es handle sich um eine „deutsche Sache“ und Wilhelm I. habe den Krieg nicht verhindern können; deshalb sei der „casus foederis“ anzuerkennen

Der Umschwung des patriotischen Abgeordneten Sepp brachte die entscheidende Wende in der Diskussion: Sepp sprach sich plötzlich für die Anerkennung des „casus foederis“ aus, da Bayern gar keine andere Möglichkeit mehr habe → andere Patrioten schlossen sich dieser Meinung an → Kammer der Abgeordneten sprach sich schließlich gegen eine neutrale Stellung Bayerns und für die Bewilligung der Kriegskredite aus
· Nach Eintritt Bayerns in den Krieg versuchte man auf bayerischer Seite, Preußen die Zusicherung abzuringen, dass nach dem Krieg die bayerische Souveränität gewahrt werden wird. Bismarck gab gegenüber Bayern die Zusage, dass auch zukünftig Bayern frei über sein Verhältnis zum Norddeutschen Bund entscheiden könne und Preußen die deutsche Einheit Bayern nicht aufoktroyieren werde. Auf diese Weise versuchte Bismarck, Bayern für künftige Verhandlungen günstig zu stimmen.
IV. Die Reichsgründung
1. Bayerns Verhandlungen mit dem Norddeutschen Bund und die Versailler Verträge
· Bayern war Anfang September 1870 gezwungen, die Initiative in der deutschen Frage zu ergreifen. Gründe:
· zunehmende nationale Stimmung innerhalb Bayerns
· gehäufte militärische Erfolge auf deutscher Seite (Schlacht von Sedan)

· Aufforderung Bismarcks am 24. August, Bayern solle die Initiative in der deutschen Frage ergreifen
→ Bayern war in Zugzwang: Falls Bayern nicht die Initiative ergreift, bestünde die Gefahr, dass die nationale Einigung ohne Bayern zustande käme und Bayern demnach isoliert wäre
· Bismarck vermied einen direkten Druck auf Bayern, übte durch die Aufforderung, Bayern solle die Initiative in der deutschen Frage ergreifen, aber trotzdem indirekten Druck auf Bayern aus.
· Münchner Vorverhandlungen im September 1870:

· Das Zusammentreffen war als bloßer Meinungsaustausch zwischen Preußen, Bayern und Württemberg konzipiert

· Ziel: Schaffung einer gemeinsamen Gesprächsbasis für zukünftige Verhandlungen

· Bayerns Vorstellung von der Lösung der deutschen Frage: Entweder Ersetzung des Norddeutschen Bundes durch einen neuen föderativ organisierten Bund – diese Lösung favorisierte Bayern – oder ein Doppelbund-System (Norddeutscher Bund + Bund aus deutschen Südstaaten)

· Preußen machte deutlich klar, dass eine Auflösung des Norddeutschen Bundes nicht in Frage komme.

· Versailler Verhandlungen im Oktober und November 1870:

· Die bayerischen Bevollmächtigten (Bray, Lutz, Pranckh) trafen am 20. Oktober in Versailles ein; Ludwig II. kam nicht persönlich nach Versailles.
· Bayern stellte zunächst hohe Forderungen, musste diese allerdings sehr schnell wieder fallen lassen. 

· Das Misstrauen, das Bayern und Württemberg gegeneinander hegten, nutzte Bismarck dadurch aus, dass er mit beiden getrennt verhandelte.

· Durch die getrennten Verhandlungen wurde ein „weiterer Bund“ unmöglich, da dazu Bayern mit Württemberg hätte kooperieren müssen. Daher blieb Bayern nur noch die Möglichkeit, sich auf den Eintritt in einen allgemeinen deutschen Bund einzulassen, dessen Grundlage der Norddeutsche Bund bildete.

· 8. November: die bayerischen Bevollmächtigten ließen sich – ohne vom König dafür befugt zu sein – auf den Beitritt Bayerns ins Deutsche Reich ein
· Ludwig II. nahm auf die Verhandlungen keinen unmittelbaren Einfluss; die bayerischen Bevollmächtigten übergingen ihn in den Entscheidungen.

· Bismarck gestand als Gegenzug für den Eintritt in das Reich Bayern einige Sonderrechte zu

· Unterzeichnung der Versailler Verträge zwischen Bayern und dem Norddeutschen Bund am 23. November 1870: Beitritt Bayerns zu einem „Deutschen Bund“, den die Staaten des Norddeutschen Bundes am 15.11.1870 mit Baden und Hessen geschlossen hatten und dem am 25.11.1870 auch Württemberg beitrat
· Erst am 7. Dezember folgte die Einverständniserklärung Ludwigs II. zu den Versailler Verträgen.
· Diskussion um die Ratifizierung der Verträge im bayerischen Landtag (11.-21. Januar 1871) → das Deutsche Reich trat am 1. Januar 1871 ohne Bayern in Kraft
· Die Kammer der Reichsräte hatte bereits am 30. Dezember mit deutlicher Mehrheit für die Ratifizierung gestimmt.

· Die Mehrheit der Patriotenpartei war gegen die Unterzeichnung der Versailler Verträge, da diese nach Ansicht der Patrioten das Ende der bayerischen Souveränität besiegeln würden. Die Verträge enthielten nach ihrer Meinung zu wenig föderalistische Elemente. Außerdem befürchteten sie, dass Bayern aufgrund des preußischen Einflusses stark militarisiert und womöglich unnötig in viele Kriege hineingezogen werde, wenn Bayern die Versailler Verträge unterschrieb.
· Die Gruppe der Befürworter der Unterzeichnung teilte sich in Abgeordnete, die aus innerer Überzeugung daran glaubten, dass die nationale Einigung die beste Lösung für Bayern sei (kleindeutsch eingestellte Liberale unter Marquart Barth), und solche, die resignierten und erkannten, dass Bayern gar keine andere Möglichkeit blieb (Mitglieder der Patriotenpartei, die sich von Jörgs Einstellung distanzierten).
· In der abschließenden Abstimmung votierte eine sehr knappe 2/3-Mehrheit der Abgeordneten für die Ratifizierung der Versailler Verträge.

· 30.1.1871: Ausfertigung und Verkündung der Verträge durch den König rückwirkend zum 1. Januar 1871. Damit war Bayern endgültig verfassungsrechtlich Teil des Deutschen Reiches.
2. Der Kaiserbrief
· Bismarck wollte im Rahmen der Gründung des Deutschen Reiches die Erneuerung der Kaiserwürde erreichen, wobei der preußische König den Titel des deutschen Kaisers übertragen werden sollte.
· Bismarck bemühte sich darum, dass das Anerbieten der Kaiserkrone an Wilhelm I. durch die deutschen Fürsten und nicht durch das Parlament erfolgte. In diesem Zusammenhang rückte Ludwig II. in den Mittelpunkt des preußischen Interesses, da Ludwig II. ein Vertreter der ältesten regierenden deutschen Dynastie war, sowie Bayern nach Preußen den zweitgrößten Staat im neuen Reich darstellte und der bayerische König demnach der mächtigste deutsche Fürst nach dem preußischen König war. Er sollte die Kaiserkrone an Wilhelm I. herantragen.

· Ludwig wies Bismarcks Bitte zunächst zurück. Er weigerte sich persönlich nach Versailles zu fahren, um dem preußischen König die Kaiserkrone anzubieten, erklärte sich aber nach langem Zögern damit einverstanden, den Kaisertitel schriftlich an Wilhelm I. heranzutragen: Den von Bismarck vorformulierten Kaiserbrief ließ er durch Prinz Luitpold von Bayern in Versailles am 3.12.1870 an Wilhelm I. übergeben.
· Inwieweit Geldzahlungen Bismarcks an Ludwig persönlich (nicht an die bayerische Staatskasse) den bayerischen König veranlassten, den Kaiserbrief zu schreiben, ist bis heute in der Forschung umstritten. Hauptakteur im Bemühen um Geldzahlungen von Seiten Bismarcks war jedenfalls nicht Ludwig selbst, sondern sein Oberstallmeister Graf Holnstein.
· In der Literatur wird nicht nur der Zusammenhang zwischen den finanziellen Zuwendungen an Ludwig und dem Kaiserbrief diskutiert, sondern auch der Zusammenhang zwischen den Geldzahlungen und dem Eintritt Bayerns in das Deutsche Reich. Dabei gibt es sowohl Historiker, die einen Zusammenhang zwischen diesen beiden Dingen sehen (Lutz, Albrecht), als auch solche, die einen Zusammenhang bestreiten (Hacker).
· Es ist nachgewiesen, dass Ludwig II. mehrere Millionen aus dem Welfenfonds durch Bismarck erhielt.

· 18.1.1871: Kaiserproklamation im Spiegelsaal von Versailles

IV. Konsequenzen der Entwicklungen für die Stellung Bayerns im Reich

· Am 16. April 1871 löst die Reichsverfassung die Verfassung des Deutschen Bundes und die Versailler Verträge ab.

· Bayern musste zahlreiche Kompetenzen an den Gesamtstaat abgeben, behielt aber nach der Verfassung eine privilegierte Stellung.

· Zwar besaß Bayern keine uneingeschränkte Souveränität mehr, aber dennoch verfügte es über die klassischen Elemente der Staatlichkeit (Staatsvolk, Staatsgebiet, eigenes Staatsrecht).

· Jeder Gliedstaat im Deutschen Reich hatte bestimmte Rechte:

· Existenzrecht = Recht der Gliedstaaten auf Anerkennung und Erhaltung ihres Bestands als staatliche Einheit

· Mitgliedschaftsrechte = Rechte der Gliedstaaten auf Mitwirkung bei der Ausübung gesamtstaatlicher Funktionen

· Hoheitsrechte = Rechte der Gliedstaaten auf Ausübung der eigenen gliedstaatlichen Hoheitsgewalt innerhalb des ihr vorbehaltenen Kompetenzbereichs

· Jeder Gliedstaat konnte bestimmte Sonderrechte haben. Sonderrechte waren entweder besondere Mitgliedschaftsrechte oder besondere Hoheitsrechte einzelner Gliedstaaten, Nur die besonderen Hoheitsrechte wurden „Reservatrechte“ genannt.

· Mitgliedschaftsrechte, die jeder Gliedstaat (also auch Bayern) hatte:

· Recht auf Mitwirkung bei der Bildung des Reichswillens (v. a. Recht auf Zugehörigkeit zum Bundesrat und Recht auf Teilnahme an den dem Bundesrat zustehenden Kompetenzen)

Bayern hatte 6 von 58 Stimmen im Bundesrat (Sperrminorität: 14 Stimmen)

· Recht auf Schutz des Reichs (Schutz gegen Übergriffe auswärtiger Mächte, der Reichsorgane und seitens anderer Gliedstaaten)
· Recht auf gleichmäßige Förderung der allgemeinen Wohlfahrt durch die Reichsgewalt

· Hoheitsrechte, die jeder Gliedstaat (also auch Bayern) hatte:

· Recht der Länder auf ihre eigene Verfassung („Verfassungsautonomie“ der Länder)

· Recht der Länder auf Besitz und Ausübung ihrer Zuständigkeiten in Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung, in bescheidenem Umfang auch auf dem Gebiet der auswärtigen und der militärischen Gewalt („status activus“ der Länder)

· Recht der Länder auf Freiheit von allen Eingriffen des Reichs, die nicht ausdrücklich durch die Reichsverfassung, etwa im Verfahren der Reichsaufsicht oder der Reichsexekution, zugelassen waren („status negativus“ der Länder)

· Besondere Mitgliedschaftsrechte Bayerns:
· Recht auf den stellvertretenden Vorsitz im Bundesrat

· Recht auf den Vorsitz im Bundesratsausschuss für auswärtige Angelegenheiten

· Recht auf einen ständigen Sitz im Bundesratsausschuss für das Landesheer

· Besondere Hoheitsrechte Bayerns:

· Reservatrecht auf Befreiung von der Reichsgesetzgebung und Reichsaufsicht im Heimat- und Niederlassungswesen

· Recht auf eigene Post- und Eisenbahnhoheit
· Recht des bayerischen Königs auf den militärischen Oberbefehl über die bayerische Armee in Friedenszeiten

· Recht des bayerischen Königs auf die Verhängung des Belagerungszustands (bis zum Erlass eines einheitlichen Reichsgesetzes, das jedoch nie erging)

· Recht auf eigene Zuständigkeit im Immobiliarversicherungsrecht

· Recht auf eigene Zuständigkeit im Bier-, anfänglich auch im Branntweinsteuerrecht
· Außenpolitik:

· Die meisten der außenpolitischen Kompetenzen gingen auf das Reich über.

· Der bayerische Vorsitz im Bundesratsausschuss war in der Realität ohne große Bedeutung.

· Im Bereich von Kultus und Wirtschaft hatte Bayern eine begrenzte auswärtige Handlungskompetenz.

· Bayern behielt das aktive und passive Gesandtschaftsrecht: Bayern hatte auch nach 1871 im In- und Ausland zahlreiche diplomatische Vertretungen.

· Bayern hatte das privilegierte Recht auf eigene Bevollmächtigte bei Friedensverhandlungen nach Bundeskriegen.

· Steuern und Finanzen:

Die Einnahmen aus Steuern wurden zwischen Reich und Gliedstaaten geteilt:

· Reich: Einnahmen aus Zöllen und Verbrauchssteuern sowie der Post- und Telegraphenverwaltung (nicht jedoch der bayerischen!)

· Einzelstaaten: Einnahmen vor allem der direkten Steuer (Bayern bekam im Gegensatz zu den anderen Einzelstaaten auch die Einnahmen aus der Biersteuer)

→  Die Einzelstaaten haben eine relativ gute finanzielle Situation, durch zahlreiche Reformen (z.B. Einführung direkter Reichssteuern) wurde langfristig jedoch das Reich aus der finanziellen Abhängigkeit der Länder befreit.
· Militär:

· Das bayerische Heer hatte innerhalb des Reichsheeres ein eigenes Kontingent.

· Die Befehlsgewalt zu Friedenszeiten lag beim bayerischen König, ging im Kriegsfall aber auf den Kaiser über.

· Das bayerische Militär wurde schrittweise in Bewaffnung, Ausrüstung, Dienstabzeichen und zum Teil im Militärrecht an das Bundesheer angeglichen.
→ Insgesamt muss Bayern zwar zahlreiche Kompetenzen an das Reich abgeben, jedoch behält es im Vergleich zu den anderen Gliedstaaten des Reiches eine relativ starke Stellung, indem es mehr Sonderrechte innehat als jeder andere Einzelstaat.

→ Das befürchtete „Finis Bavariae“ ist nicht eingetreten

V. Fazit und Ausblick
· Bayerns Machtbasis war insgesamt zu gering, um den Dualismus zwischen Österreich und Preußen auf Dauer erhalten zu können. 
· Solange die beiden Großmächte sich weitgehend ebenbürtig gegenüberstanden, konnte die bayerische Souveränität erhalten werden. Seit dem Zeitpunkt als Preußen jedoch seine Hegemonie ausbaute und durch den Sieg im deutsch-deutschen Krieg von 1866 Österreich aus dem Deutschen Bund drängte, geriet Bayern immer mehr ins preußische Fahrwasser.
· Durch das Schutz- und Trutzbündnis wurde Bayern eng an Preußen gebunden und verlor an außenpolitischen Spielraum.
· Bismarck gelang es, Bayern immer weiter in die Abhängigkeit zum Norddeutschen Bund zu treiben. Vor allem die Erneuerung des Zollvereins 1867 war hierbei ein wichtiger Schritt, da Bayern dadurch in die wirtschaftliche Abhängigkeit Preußens geriet. Dies versetzte Bismarck in die Lage, jedes Mal, wenn Bayern ein preußisches Vorhaben auf dem Weg zur nationalen Einheit zu boykottieren wollte, mit der Kündigung des Zollvereins drohen zu können. Bayern hatte dann keine andere Möglichkeit mehr, Widerstand zu leisten, weil dies die Isolation für Bayern bedeutet hätte.

· Im Jahre 1870 hatte Bayern aufgrund der wirtschaftlichen Abhängigkeit, der nationalen Begeisterung in der bayerischen Öffentlichkeit und der geschickten Politik Bismarcks keine andere Alternative mehr, als der Reichsgründung zuzustimmen. 
· Das „Finis Bavariae“ hat sich nach der Reichsgründung nicht bewahrheitet, da die Reichsverfassung zahlreiche föderalistische Elemente enthielt und Bayern eine Sonderstellung unter den deutschen Einzelstaaten eingeräumt wurde.

· Durch die Weimarer Reichsverfassung wurden 1919 die Rechte Bayerns weiter eingeschränkt, so dass zu dieser Zeit in Bayern Rufe laut wurden, die eine Rückkehr zur Stellung Bayerns im Kaiserreich forderten.
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